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Europa gleicht einem Kontinent, der sich selbst zerreißt.
Nach zehn Jahren der Krise durchziehen vielfältige Brüche
und Konflikte die EU: Norden gegen Süden, Osten gegen
Westen, Bürger gegen Institutionen. Zugleich hat dieseDeka-
de jedoch gezeigt, was Europäerinnen und soziale Bewegun-
gen erreichen können, wenn sie über Grenzen hinweg zu-
sammenarbeiten.

Lorenzo Marsili und Niccolò Milanese stellen Aktivistin-
nen und Aktivisten vor, in derenHandeln Alternativen zum
Status quo aufscheinen. Sie analysieren,wieNeoliberalismus
undGlobalisierung dieMenschen zu ohnmächtigenBürgern
machen, in denen das Gefühl wächst, nirgendwo mehr zu
Hause zu sein, und die sich daher verstärkt nationalistischen
Positionen zuwenden. Nur eine transnationale Partei, so die
Autoren in ihremManifest, kann diese Zwickmühle auflösen
und das utopische Potenzial Europas einlösen.

Lorenzo Marsili und Niccolò Milanese, beide geboren
, sind die Gründer der Organisation European Alterna-
tives, die sich für ein demokratischeres, gerechteres und kul-
turell offenes Europa einsetzt. Neben Yanis Varoufakis ge-
hörte Marsili  zu den Initiatoren der paneuropäischen
Bewegung DiEM.

Ulrike Guérot, geboren , lehrt Europapolitik an der
Donau-Universität Krems. Sie ist dieGründerin des Berliner
European Democracy Lab. Robert Menasse, geboren ,
ist Romancier und politischer Essayist. Sein im Suhrkamp
Verlag erschienener Roman Die Hauptstadt wurde 
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Die Originalausgabe dieses Buches erschien  unter dem Titel
Citizens of Nowhere. How Europe Can Be Saved from Itself bei

Zed Books (London). Für die deutsche Ausgabe haben die Autoren das
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Vorwort zur deutschen Ausgabe

Ulrike Guérot/Robert Menasse

Vormehr als zehn Jahren habenLorenzoMarsili undNiccolò
Milanese die transnationale BewegungEuropeanAlternatives
gegründet, die seither stetig gewachsen ist. In ihremBuchCi-
tizens ofNowhere, das nun auch aufDeutsch vorliegt, ziehen
sie Bilanz über die erste Dekade ihrer unermüdlichen Arbeit
an einem anderen, einemdemokratischenund sozialenEuro-
pa. Sie rekapitulieren die Bankenkrise, die sich zu einer Staats-
schuldenkrise entwickeln sollte, und zeichnen nach, wie seit
 in derEUeinehorizontal vernetzteZivilgesellschaft ent-
stand, die auf dem Syntagma-Platz inAthen, vor der St. Paul’s
Cathedral in London oder auf der Puerta del Sol in Madrid
ihr Recht einforderte, nicht länger Bürgerinnen und Bürger
»von nirgendwo zu sein«, wie TheresaMay einst verächtlich
schnaubte, sondern Bürgerinnen und Bürger Europas.

Die europäischen Bürger spielen die zentrale Rolle im
Buch von Marsili und Milanese: Wie können sie in Zukunft
so an der transnationalenDemokratie mitwirken, dass Euro-
pa nicht länger über die Köpfe der Menschen hinweg ge-
macht wird?Marsili undMilanese plädieren für eine europä-
ische Politik jenseits des Nationalstaats, und dies wirft die
Frage auf, ob eine gemeinsame Demokratie ebenso möglich
ist wie ein gemeinsamer europäischerMarkt und eine gemein-
sameWährung.DasMotto vonEuropeanAlternatives lautet
»Democracy, equality and culture beyond the nation state«.
Bedeutet das »beyond the nation state«, aber nicht »beyond
the state«?





Implizit legen Marsili und Milanese damit die Frage nach
einer europäischenStaatlichkeit auf denTisch.Für eindeutsch-
sprachiges Publikum dürfte dieses Buch besonders interes-
sant sein, da die europäische Krise mitsamt ihrer Spar- und
Austeritätspolitik, die vor allem in Südeuropa einen großen
sozialen und politischen Flurschaden hinterlassen hat, an
Deutschland und Österreich weitgehend unbemerkt vorbei-
gezogen ist. Wie sehr die Menschen im deutschsprachigen
Raumdabei oft auf einer Insel der Seligen leben, zeigt exemp-
larisch Jean-Claude Junckers zwischen Absurdität und Po-
pulismus changierender Vorstoß zur Sommerzeit. Der Kom-
missionspräsident ließ eine Umfrage dazu veranstalten, ob
die bislang zweimal jährlich erfolgende Zeitumstellung abge-
schafft werden soll. Die Beteiligungsraten zeigen, dass dieses
Thema vor allemDeutsche undÖsterreicher interessierte. Ins-
gesamt votierten  Prozent der Teilnehmer für die Abschaf-
fung der Zeitumstellung.Vonden ,MillionenTeilnehmerin-
nen stammten jedoch etwa drei Millionen aus Deutschland.
Hier lag die Beteiligung bei , Prozent der Bevölkerung,
in Österreich bei ,, in Luxemburg immerhin noch bei ,.
Im übrigen Europa war sie jedoch verschwindend gering:
, Prozent in Frankreich, , in Polen, , in Italien usw.
Der Kommissionspräsident gab sich dennoch bürgernah
und handlungsfähig: »Die Menschen wollen das, wir ma-
chen das.« Dass es imWesentlichen nur die Deutschen woll-
ten, focht ihn nicht an.

Europa, das heißt vor allem, europäische Mitte und Peri-
pherie in Einklang zu bringen.Wenn die europäische Mitte
keine zentripetalen Kräfte aufbringt, erliegen die peripheren
RegionenzentrifugalenFliehkräften.AmEnde steht die »Mit-
te« allein da. Das absurde Beispiel der Sommerzeit-Umfra-
ge unterstreicht, dass es in Europa nicht immer nur um die





deutsche Befindlichkeit gehen kann. Europäisch denken
heißt die anderen Europäerinnen und Europäer mitdenken.
Helmut Kohl hat das immer getan. Dochmittlerweile ist die-
sesMitdenken Europas Deutschland weitgehend abhanden-
gekommen.
Was mit Blick auf die Sommerzeit wie eine Posse anmutet,

ist bitterer Ernst, wenn wir auf die komplizierten sozioöko-
nomischenZusammenhängeblicken, auf dieWirren derEuro-
krise, die sich zu einer handfestenPopulismuskrise ausgewach-
sen hat, die fast alle europäischen Parteiensysteme sprengt.
Der Unterschied zwischen der Selbst- und der Fremdwahr-
nehmung Deutschlands war und ist dabei dramatisch:Nein,
Deutschland hat zu keinemZeitpunkt der europäischenKri-
se »für die anderen bezahlt«, sondern an Binnenmarkt, Euro
und auch an der Eurokrise verdient.Nein, die europäischen
Institutionen sind nicht alternativlos, sondern müssen drin-
gend reformiert werden, vor allem die Eurozonen-Gover-
nance – wogegen sich vor allem Deutschland stets gewehrt
hat; ja, Europa ist immer noch in einer tiefen politischen, ins-
titutionellen und ökonomischen Krise, auch wenn die deut-
sche Wirtschaft lange Zeit boomte! Und ja, auch wenn es
für weite Teile der deutschenÖffentlichkeit das bestgehütete
Geheimnis ist: Es gibt eine deutsche Mitverantwortung am
derzeitigen Zustand Europas, weil Deutschland (und die Län-
der in seinem Speckgürtel, also Österreich, die Niederlande
oder auch Finnland) während der Krisenjahre penetrant nur
sogenannte nationale Interessen verteidigt, wirtschaftspoliti-
sche Diskussionen nationalökonomisch ideologisch über-
höht (»schwarzeNull«), institutionelleReformen verschleppt
und die ökonomischen Effekte der eigenen Politik auf die
Nachbarstaaten in innenpolitischen Diskussionen stets aus-
geblendet hat. Das vielzitierte »europäischeDemokratiedefi-





zit« lässt an dieser Stelle grüßen: Die Bürgerinnen und Bür-
ger anderer Länder Europas können eben in Deutschland
nicht wählen, von wo aus Politiker in ihr Leben hineinregie-
ren.Wo Deutschland sich jahrelang in der Rolle des europä-
ischen Paulus wähnte, war es in den Augen vieler Europäer
längst wieder der europäische Saulus.

Dass es inzwischen gemeinhin als links gilt, Derartiges zu
schreiben, ist frappierend und macht deutlich, wie weit zum
Beispiel die CDU in Sachen Europa nach rechts gerückt ist.
ThomasMann sprach einmal davon,wir bräuchten kein deut-
sches Europa, sondern ein europäisches Deutschland. Doch
wo das europäische Deutschland in den letzten Jahren nicht
imAngebotwar, haben sich viele europäische Länder bei der
Frage »deutsches Europa« (so auch der Titel eines kleinen
Büchleins des verstorbenen Soziologen Ulrich Beck aus dem
Jahr ) oder »kein Europa« für »kein Europa« entschie-
den. Deutschland zahlt längst einen Preis dafür, auch wenn
die meisten deutschen Bürgerinnen und Bürger sich dessen
nicht bewusst sind. Ein Blick auf die derzeitigen deutsch-
griechischen, deutsch-polnischen oder auch die deutsch-fran-
zösischen Beziehungen reicht: Völker haben Gedächtnisse,
und Deutschland wird sich dieser Mitverantwortung für den
Zustand Europas irgendwann stellen müssen. In den Ge-
schichtsbüchern über die europäische Krise der letzten De-
kade wird jedenfalls nicht stehen, dass Europa an fehlenden
griechischenKatasterämterngescheitert ist.Die anstehenden
europäischen Wahlen könnten also ein guter Moment dafür
sein, diese Diskussion endlich auch in Deutschland zu füh-
ren, denn inzwischen fängtDeutschland seinerseits an, unter
seiner »Ent-Europäisierung« zu leiden. Vielleicht kann die-
ses Buch einen Beitrag dazu leisten, in dieKöpfe undHerzen
anderer Europäer zu schauen.





Das neue, andere, demokratische und soziale Europawird
nicht ohne, geschweige denn gegenDeutschland (und seinen
europäischen Speckgürtel) entstehen.Vor allem die bundes-
deutsche Bevölkerung muss wieder für die Perspektive eines
politischen Europa gewonnen werden, und die deutsche Po-
litik muss aus ihrer Abwehrhaltung, die in öffentlichen De-
batten gernemit demTotschlagargument, eine »Transferuni-
on« sei deutschen Steuerzahlernnicht zumutbar, geführtwird,
befreit werden. Es geht nicht um eine »Transferunion«, son-
dern perspektivisch darum, den gemeinsamenMarkt und die
gemeinsame Währung, auf die niemand verzichten möchte,
in demokratische und soziale Strukturen einzubetten. Mit
demdeutschenAnsatz, der anGeorgeOrwellsAnimal Farm
erinnert (einige sind immer ein bisschen »gleicher«), wird
kein demokratisches Europa entstehen.
Aber:Wenn es also einen gemeinsamen Blick auf die euro-

päische Krise und ihre Auslöser gibt, die in den vergangenen
Jahren eine bis dato in Europa unvorstellbare gesellschafts-
politischeRegression, einen gefährlichenRückbau derRechts-
staatlichkeit und eine spürbare Re-Nationalisierung hervor-
gebracht hat, dann gibt es auch einen gemeinsamen Weg aus
derKrise.Nur sohat Europa eineChance, gemeinsam als so-
ziale und gesellschaftlich akzeptierte Demokratie sowie po-
litische Einheit ins . Jahrhundert zu gelangen, anstatt wie-
der in den Nationalismus abzugleiten. Erst der gemeinsame
europäische Blick auf die Krisendekade kann gemeinsame eu-
ropäische Alternativen hervorbringen. Und damit sind wir
mitten im vorliegenden Buch von Lorenzo Marsili und Nic-
colò Milanese.

Differenziert, feinsinnig und vor allem gespeist aus eige-
nenErfahrungen beschreibenMarsili undMilanese dieWech-
selwirkung zwischen demAnschwellen des europäischen Po-





pulismus und der fehlenden bzw. mangelhaften Demokratie
in Europa. Sie beschreiben die Auswirkungen der Politik der
Troika auf Südeuropa, vor allemaber,wie sichder europäische
Populismus durch das institutionelle System der EU – das
Trio Rat, Kommission und Parlament – gegenseitig hoch-
schaukelt, der nordeuropäische Populismus den südeuropä-
ischen, der westeuropäische den osteuropäischen bedingt
und umgekehrt. In den Auseinandersetzungen über den ita-
lienischen Staatshaushalt tauchte das chauvinistischeGrund-
muster jüngst wieder auf: InNordeuropa wurde das »Trans-
ferunion«-Argument reaktiviert, und AfD und FPÖ rieben
sich lachenddieHände; in Italienwird aufBrüssel geschimpft,
das es Italien mit »dummen Regeln« (Salvini) verbiete, das
Richtige für das eigene Land zu tun, und die Lega freut sich.
Kaum jemand – außer ein paar Sozialwissenschaftlerinnen
undSozialwissenschaftler –diskutiert öffentlichdarüber, dass
die Eurozonen-Governance nicht dauerhaft funktionieren
kann, dass sie dringend um eineHaushalts-, Fiskal-, Budget-
und letztlich politischeUnion ergänztwerdenmüsste (wie es
übrigens im Vertrag von Maastricht von  ursprünglich
auch vorgesehen war). Es gab bereits mehrere Anläufe hier-
zu, zumBeispiel den sogenannten»Fünf-Präsidenten-Report«
vomDezember , die aber jedesMal politisch gescheitert
sind – vor allem deshalb, weil Deutschland nicht wollte.Wer
also wie Marsili und Milanese das politische Europa einfor-
dert, zurückfordert, ist weder Spinner noch Häretiker, son-
dern nur Artikel  Grundgesetz und dem Ziel einer »ever
closer union« verpflichtet.

Entscheidend an derAnalyse vonMarsili undMilanese ist,
dass hier kein Land ungeschoren davonkommt, dass die
Konfrontation und das Aufstacheln der über Kreuz liegen-
den Populismen in Süd-,West-, Ost- und Nordeuropa im-





mer nur zumehr Populismus, zur komplettenHandlungsun-
fähigkeit der EU und letztlich zur Spaltung fast aller europä-
ischenGesellschaften führt.Hier setzenMarsili undMilanese
an, indem sie vorschlagen, die europäischePolitik in dieHän-
de der europäischen Bürgerinnen und Bürger zu legen und
dem Europäischen Rat zu entziehen. In der Tat zementiert
das derzeitige politische System mit dem Rat als maßgeb-
lichem Entscheidungsgremium die Handlungsunfähigkeit
der EU und befördert zudem den Populismus; ein europä-
ischer Teufelskreis, der in diesem Buch nur zu gut beschrie-
benwird.Das liegt daran, dass die europäischenBevölkerun-
gen im Rat jeweils nur »aggregiert«, also nur durch die eine
Stimme ihres jeweiligen Regierungsvertreters, repräsentiert
werden.Die europäischenGesellschaften sind abermit Blick
auf Europa inzwischen völlig gespalten. Eine Bundesregie-
rung, die unter demDruckderAfD imRatgegen eine europä-
ische Arbeitslosenversicherung votiert (so geschehen ),
repräsentiert nicht alle Deutschen. Empirischen Untersu-
chungen zufolge könnte sich rund dieHälfte allerDeutschen
eine solche Versicherung durchaus vorstellen.Olaf Scholz hat
jüngst neue Vorschläge dazu auf den Tisch gelegt. Die voll-
ständige Parlamentarisierung des europäischen Systems, die
Marsili und Milanese perspektivisch anstreben, könnte für
diese Fragen also durchaus der Ausweg sein: Alle europä-
ischen Bürgerinnen und Bürger kommen vielleicht zu ande-
ren Abstimmungsergebnissen als der Europäische Rat. Die
De-Homogenisierung der Abstimmungen in Europa und
die Durchbrechung der Dominanz des Rates wäre mithin
ein wichtiger Schritt.

Dies könnte vor allem deutlich machen, dass man sich in
Europavorder populistischenGefahr garnicht so sehr sorgen
muss, wie es im Moment scheint. Derzeit erweckt es ja den





Eindruck, einzelneLänder würdenwieDominosteine in den
Populismus kippen: erst Ungarn, dann Polen, Österreich,
Italienusw.Dabei sind dieseLänder nicht durch dieBankpo-
pulistisch, sondern in sich zutiefst gespalten.Würde man die
Stimmen zusammenrechnen, die europaskeptische Populis-
ten in den einzelnenLändernbei nationalenWahlen erhalten,
und sie dann ins Verhältnis zu den insgesamt Millionen
europäischen Bürgerinnen und Bürgern setzen, kämen die
Orbáns, Le Pens, Salvinis, Straches usw. vielleicht auf einen
Wert von  oder knapp  Prozent. Das heißt im Umkehr-
schluss, dass es noch eine satte proeuropäische Zweidrittel-
mehrheit gibt, die das derzeitige politische System allerdings
nicht angemessen abbilden kann.Das Trio Rat/Kommission/
Parlament ist mithin geradezu ein Geschenk für den europä-
ischen Populismus, und darum ist es an der Zeit, dieses Mo-
dell zu überwinden.

Die europäischen Bürgerinnen und Bürger sind bislang
die vergessenen politischen Subjekte des europäischen Eini-
gungsprojektes, das bekanntlich vier Freiheiten garantiert:
Freizügigkeit von Personen, Gütern, Kapital undDienstleis-
tungen. Im Grunde aber sind heute lediglich die Güter, das
Kapital, dieDienstleistungenund die Personen in ihrer Rolle
als Arbeitnehmerinnen vor dem EU-Recht gleich, nicht aber
in ihrer Rolle als politische Subjekte, also als Citoyens. Die
europäischeBürgerschaft bleibt in »nationaleContainer« (Ul-
richBeck) fragmentiert, vor allem indenBereichen, die Staats-
bürgerschaft eigentlich ausmachen: bei Wahlen, bei Steuern
und beim Zugang zu sozialen Rechten. Auf dieseWeise wer-
den in einer EU-Rechtsgemeinschaft, in der vom Euro über
den Traktorsitz bis zur Glühbirne alles normiert ist, ausge-
rechnet die Bürger gegeneinander ausgespielt. Eine europä-
ische Demokratie kann so nie und nimmer funktionieren.





Die europäischen Bürgerinnen und Bürger, um es einmal
ganz konkret zu machen, genießen noch nicht einmal ein eu-
ropäisches Vereinsrecht, um sich transnational und gemein-
nützig zu organisieren, während es zum Beispiel für Unter-
nehmen die Rechtsform Societas Europaea (SE) gibt. Hinter
diesem Beispiel des europäischen Vereinsrechts, das sich tri-
vial anhört (und das zwischen  und  mehrfach auf
die politische Schiene gebracht wurde, bevor die Kommis-
sion es dann still und heimlich kassierte), steckt natürlich die
gar nicht triviale steuerrechtliche Frage: Welcher Mitglieds-
staat soll beispielsweise europäischen Vereinen steuerliche
Vorteile gewähren? Demokratie, Bürger, Steuern und Staat-
lichkeit hängen jedoch im Innersten zusammen.

Es ist darum keinWunder, dass Marsili undMilanese sich
auch auf die Schriften des französischen Soziologen Marcel
Mauss berufen, der in seiner posthumveröffentlichten Studie
Die Nation oder der Sinn für das Soziale aus den zwanziger
Jahren des vergangenen Jahrhunderts schreibt, immer »weit-
reichendere Handelsbeziehungen, ein immer umfangreiche-
rer und vollständigerer Austausch, immer schnellere Anlei-
hen von IdeenundMethoden« hätten dieNationen »in einen
Zustandwachsender wechselseitigerDurchlässigkeit undAb-
hängigkeit versetzt«, was von den »Völkern selbst erkannt,
empfunden und gewollt« werde, weshalb sie »ganz klar den
Wunsch« hegten, dieser Abhängigkeit auch institutionell Aus-
druck zu verleihen. »In diesem Punkt«, soMauss, seien »die
Völker ihren Führungen voraus«.

Schautman auf die laufendenDebatten, auf dieRedenEm-
manuelMacrons, die aktuellenVorschläge zu einemEurozo-
nenhaushalt: Ist das nicht genau der Zustand, in demEuropa
sich befindet? Nämlich der der Bewusstwerdung wechsel-
seitiger ökonomischer und sozialer Abhängigkeit, die in eine





gemeinsame europäische Staatlichkeit überführt werden
müsste? Die europäischen Bürgerinnen und Bürger jeden-
falls, so zeigenMarsili undMilanese, die nicht länger heimat-
lose Weltbürger sein wollen, warten genau auf diese europä-
ische Staatlichkeit: Sie sind schon da, auf sie kann das Europa
von morgen zählen.

***

ZumSchluss:Wir haben diesesVorwort umso lieber geschrie-
ben, als wir uns der Arbeit des gesamten Teams von Euro-
peanAlternatives, vonLorenzoMarsili undNiccolòMilanese,
aber zum Beispiel auch der deutschen Büroleiterin Daphne
Büllesbach tief verbunden fühlen.NachdemEuropeanAlter-
natives die europäischeDiskurslandschaft in den letzten Jah-
ren beharrlich umgepflügt hat, kann nun die Saat des demo-
kratischenEuropa aufgehen.Ohne ihreArbeitwärenwir nicht
so weit in der Imagination einer europäischen Demokratie,
könnten wir mit den anstehenden Europawahlen nicht die
Hoffnung verbinden, dass endlich ein Umdenken einsetzt,
dass die Perspektive eines politisch geeinten Europas greif-
bar am Horizont steht und dass wir als europäische Bürge-
rinnenundBürger letztlich nur konsequent denWegdorthin
beschreiten müssen – auch wenn die »laute Minderheit« der
Populisten derzeit scheinbar erfolgreicher ist.

Die »Bürgerinnen und Bürger auf der Überholspur«, für
dieMarsili undMilanese in diesem Buch eine politische Hei-
mat suchen, und die Europäische Republik, für die wir wer-
ben, sind innigst miteinander verwoben und bedingen ein-
ander. Denn in seiner ursprünglichen Bedeutung meint der
Begriff der Citoyens vor allem diejenigen, die gleiche Rechte
genießen. Und diejenigen, die sich unabhängig von ihrer Her-





kunft in den Zustand der Rechtsgleichheit begeben, begrün-
den eine Republik.

Lorenzo Marsili und Niccolò Milanese rufen im vorlie-
genden Buch zur Einberufung einer europäischen Konsti-
tuante auf, die sich aus europäischen Bürgerinnen und Bür-
gern zusammensetzt und die parallel zu den kommenden
Europawahlen gewählt werden und danach ihre Arbeit an
einer Verfassung für ein neues, demokratisches Europa in
Angriff nehmen soll.Wir wünschen den beiden und allen eu-
ropäischen Weggefährtinnen und Weggefährten bei dieser
Mammutaufgabe viel Glück. Es scheint unmöglich, aber es
ist notwendig.
An der Gestaltung undWeiterentwicklung Europas unbe-

irrt weiterzuarbeiten, Ideen, wie die in diesem Buch vorge-
schlagenen, aufzugreifen und zu diskutieren ist das Gebot
der Stunde, wenn wir Europa und das bisher Erreichte nicht
verlieren wollen. Demokratie ist ein abstrakter Begriff, kon-
kret aber bezeichnet er ein politisches Organisationsmodell,
das die politische Partizipation der Menschen gewährleistet.
Im Lauf der Epochen verändern sich die Bedingungen dafür,
und daher auch die Systeme. Unsere Aufgabe ist es nun, die
europäische Demokratie zu entwickeln, im Hinblick auf die
Herausforderungen der Zukunft und dieGlobalisierung, die
alle nationalen Grenzen niederreißt. Entwickeln wir also die
europäischeDemokratie im Sinne unseres größten Erbes der
Aufklärung: Freiheit, Gleichheit, Solidarität. Nur so können
wir die Zukunft gestalten, anstatt sie zu erleiden.

Berlin und Wien, im Januar 







Wir heimatlosen Weltbürger


